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Das „S“ steht für sozial

Die SPD muss wieder Orientierung geben

I. 

Vertrauenskrise der SPD

Die PR-Abteilungen sind nicht Schuld. Auch nicht die Medien. Der gewaltige Umbau des Sozialstaats droht nicht nur viele in der SPD, sondern weite Teile der Gesellschaft zu überfordern. Nicht heute, aber morgen könnte der soziale Frieden ernsthaft Schaden nehmen, wenn die Armut weiter zunimmt. Und die Armutsrisiken sind – trotz manch gezielter Kampagne der Verunsicherung – real.

Die Agenda 2010 leidet an einer doppelten Schieflage: Sie ist sozial unausgewogen, weil sie die Risiken der Globalisierung ungleich zu Lasten des unteren Viertels der Gesellschaft verteilt. Und sie ist unfertig, weil den Kürzungen keine ausreichenden Angebote für Leistungsempfänger gegenüberstehen.

Nicht die Art und Weise der Umsetzung, nicht handwerkliche Pannen, sondern die Mängel in der Substanz sind der Grund für die Abkehr von der SPD. Nicht der notwendige Umbau der sozialen Systeme, sondern Unausgewogenheit und Unfertigkeit der Reformagenda sind die Ursachen für die Vertrauenskrise der SPD. Sie muss Versäumtes nachholen, um Vertrauen zurückzugewinnen.

II.

Zeit für neue Orientierung

Das langfristige Politikmodell der Sozialdemokratie muss wieder erkennbar werden.

Den ökologischen und sozialen Fortschritt in einer globalisierten Wirtschaft zu organisieren ist der Regierungsauftrag der SPD. Auf diesem Weg erwarten die Menschen von der SPD Orientierung. Sie erwarten einen Zukunftsentwurf, in den sich aktuelle Reformen einpassen. Sie wollen – entgegen der Medienoffensive der liberalen Netzwerke – eine sozialstaatliche Antwort auf die Globalisierungsrisiken.

Das Kartell der Marktradikalen aus Verbandsfunktionären, Oppositionspolitikern und manchen Publizisten bläst mit täglich neuen Forderungen zum Generalangriff auf das Wettbewerbshindernis Sozialstaat. Ob Beseitigung des Kündigungsschutzes und des Flächentarifs, Lohnverzicht, Privatisierung öffentlicher Leistungen, Steuersenkungs-wettlauf oder Studiengebühren: Das Kommunikationsnetzwerk droht mit der Niederlage Deutschlands, wenn die soziale Sicherung nicht sofort auf Elendsmilderung heruntergefahren wird.

Dies dient Bündnissen wie der „Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft“ oder „Bürgerkonvent“ lediglich zur moralischen Überhöhung interessengeleiteter Politik. 

Die SPD muss der irritierten Öffentlichkeit deutlich machen, dass die so formulierten Interessen nicht Staatsräson sind. 

Der neoliberale Staat ist eine Schimäre der neunziger Jahre. Dieses Modell der Demontage staatlicher und politischer Macht ist mit dem Zerplatzen der new-economy-Träume und dem wachsenden Bedürfnis nach staatlicher Krisenbewältigung (Armut, Klima, Terror) gescheitert. Die Gegenbewegung hat längst eingesetzt.

Frankreich ist erfolgreich mit staatlicher Arbeitsmarktpolitik und gesetzlichem Mindestlohn, die EU strebt Maßnahmen gegen Dumping bei Unternehmenssteuern an, selbst die USA antworten auf Krisenentwicklungen mit staatlicher Intervention (Bilanzrecht nach Enron-Skandal, Verstaatlichung der Flugsicherung). In einer Welt globaler Risiken verliert die Logik des Neoliberalismus, den Staat marktkonform zurückzubauen, rapide an Überzeugungskraft. Es ist die Aufgabe der SPD, deutlicher als bisher der Öffentlichkeit Alternativen anzubieten.  

Die SPD muss in der politischen Debatte und im Regierungshandeln die Zukunfts-themen wieder sichtbar machen: Konsequente ökologische Modernisierung, qualitatives Wachstum, nachhaltige Entwicklung, Regulierung durch internationale Organisationen, Leistungskraft des öffentlichen Dienstes, Wettbewerb gegen Kartellbildung, Soziale Stabilität, angemessene Beteiligung aller Gruppen an der Wertschöpfung, Verknüpfung von Bildungs-, Familien- und Gleichstellungspolitik.. 

Dazu gehört auch, Demografie und Wachstumsgrenzen als Realität anzuerkennen. 

Der neue Realismus ist Teil der Alternative zum neoliberalen Entwicklungsmodell. Die Wirtschaft in Deutschland wächst nicht in den Himmel. Deutschland wird 2030 ein Drittel Rentner haben – Zuwanderung eingerechnet. Und China wird bis 2010 Deutschland vom Rang der drittgrößten Wirtschaftsmacht verdrängen. Auch eine 60-Stunden-Woche könnte daran nichts ändern. Die großen Wachstumsmärkte liegen längst außerhalb Europas. Statt mit falschen Szenarien den Menschen unerfüllbare Versprechen zu geben, muss die Botschaft heißen: „Verbessern, was wir haben“. Dann wird deutlich, dass soziale Gerechtigkeit auch eine globale Perspektive hat. Unter dieser Überschrift des neuen Realismus, der der Einsicht in die globale Wirklichkeit  folgt, werden die Menschen den Umbau der Sozialsysteme eher befürworten.

Die globale Realität, die Demografie und die Wachstumsgrenzen zeigen, dass die Reformagenda im Grundsatz richtig und unvermeidlich ist. Aber auf nur einem Bein, dem der Konsolidierung von Sozialsystemen, steht sie nicht lange. Sie muss soziale Balance erhalten und sie ist um fehlende Angebote zu erweitern, um akzeptiert zu werden. 

III.

Unvertretbare Härten bei Hartz IV beseitigen

1.

Verteilungspolitisch unhaltbar und überdies systemwidrig (weil gegen die geforderte Eigenvorsorge für das Alter) ist die Verpflichtung der Arbeitslosen, Lebens-versicherungen, Bausparverträge und Sparbücher der Kinder oberhalb einer geringen Freibetragsgrenze aufzuzehren. 

Wegen der Entwicklung der Rückkaufswerte bei Kapitallebensversicherungen sind vor allem ältere Arbeitslose, die schon mehr als 12 Jahre eingezahlt haben, zur Auflösung gezwungen. Die ohnehin schwerer Vermittelbaren würden besonders bestraft. Aber auch für die Jüngeren ist die Pflicht zur Kündigung mit Verlust eine unzumutbare Härte. Um Ansprüche nicht zu verlieren, scheinen viele bereits ihre Verträge aufzulösen. Sie werden als Rentner wieder vorm Sozialamt stehen.  

Zudem ist der Zugriff auf Sparbücher der Kinder unvertretbar. Kinder und Jugendliche sind ihren Eltern gegenüber nicht unterhaltspflichtig, würden aber dem Druck ausgesetzt, ihr Erspartes zu opfern, um den Anspruch der Eltern auf Unterhaltszuschuss nicht zu vereiteln. Und bildungspolitisch ist es kontraproduktiv, 

die von Oma angesparte Ausbildungsversicherung für das Kind aufzulösen. 

Angesichts der verschärften Zumutbarkeitsregeln und der Kürzung von Leistungen ist das Aufbrauchen von Alterssicherungen und Sparbüchern aber auch nicht erforderlich, um die Bereitschaft zur Arbeitsaufnahme zu erhöhen. Dies ist der eigentliche Unterschied zu der auch jetzt schon bestehenden Anrechnungspflicht bei Sozialhilfeempfängern. Künftig ist der Gesetzeszweck nicht mehr nur Alimentieren, sondern vor allem Aktivieren.  Die Auflösung von Sicherheiten ist nach den übrigen Restriktionen für Alg-II-Empfänger, die für sich genommen genügend Druck aufmachen, nicht mehr notwendig zur Erhöhung der Arbeitsbereitschaft und zur besseren Arbeitsvermittlung. Deshalb ist sie als unverhältnismäßig abzulehnen.

Die Schäden für das Vertrauen in die Politik, für die Akzeptanz der Reformagenda, aber auch für die Einkommens- und Vermögensverteilung in Deutschland sind immens. 

Deshalb muss die Vernichtung von Kleinvermögen zahlreicher Haushalte (in der Regel unverschuldet Arbeitsloser) abgewendet werden. Dies kann dadurch geschehen, dass der Freibetrag von 13.000 €  deutlich erhöht wird, und zwar so, dass noch von einer Alterssicherungsfunktion gesprochen werden kann, andererseits aber auch der Missbrauch von Sozialleistungen durch Vermögensbesitzer ausgeschlossen wird. 

Wenigstens Bestands- und Vertrauensschutz kann auch eine Stichtagsregelung bieten, nach der alle ehemaligen Arbeitslosenhilfe-Bezieher, die am 1. Juli 2004 derartige Ansprüche oder Anwartschaften hatten, von der Anrechnung ausgenommen sind. 

2.

Die Zuverdienst-Möglichkeiten für künftige Alg-II-Empfänger sind vor allem im unteren Segment völlig unzureichend. Bei einem Zuverdienst von bis zu 400 € sind nur 15 %  anrechnungsfrei. Von einem Nebeneinkommen von 400 bis 900 € kann ein Leistungsbezieher zusätzlich 30 % behalten. Diese niedrigen Grenzen konterkarieren die übergeordneten Ziele des Gesetzes, Anreize für Beschäftigung zu geben. Wem die Leistungen gekürzt werden, der muss diese Kürzungen durch Hinzuverdienst mindestens ausgleichen, wenn nicht übertreffen können. Wer von 400 € nur 60 € behalten darf, wird dies als Bestrafung empfinden. Deshalb muss von dem hinzuverdienten Geld mindestens jeder zweite Euro beim Empfänger verbleiben. 

IV.

Hartz ergänzen: Angebote auf dem Arbeitmarkt schaffen

Arbeitslosigkeit ist erkennbar nur zu einem geringen Teil ein Vermittlungsproblem. In Berlin kommen auf 300.000 Arbeitslose 10.000 freie Stellen. Ohne Anstrengungen des öffentlichen Sektors beschwört Hartz IV lediglich das altbekannte Arbeitsethos ohne Arbeit. Zu einer aktivierenden Politik gehört mehr als nur Beweglichkeit zu fordern. 

Hartz IV pur wird das Armutsrisiko in die Höhe und die Binnennachfrage in den Keller treiben, wenn nicht gleichzeitig auf breiter Front zusätzliche Angebote auf dem Arbeitsmarkt entstehen. Von neuen Arbeitsplätzen ist bei Daimler, Siemens und MAN aber keine Rede, wohl aber von Mehrarbeit oder Jobexport in die Slowakei. 

Ohne begleitende Programme ist Hartz nicht durchzuhalten. Deshalb muss der öffentliche Sektor Arbeit nachfragen. Neben dem laufend auf Erfüllung zu kontrollierenden Ausbildungspakt bedarf es mindestens weiterer vier Maßnahmen noch in diesem Jahr, damit sie alle am 1.1.2005 mit Inkrafttreten von Hartz IV wirken:

1.

Währungsreserven aktivieren. Deutschland hat 35 Mrd. (1999 noch 29 Mrd.) € Gold- und noch mal 50 Mrd. €  Devisenreserven. Diese Währungsreserven sind durch das Goldabkommen und die EZB in ihrer Verfügbarkeit zu Recht stark beschränkt. Dennoch kann über die Abführung des Bundesbankgewinns an den Bund hinaus ein Teil der Bestände aktiviert werden. Dabei geht es nicht darum, das heilige Rheingold für den Konsum zu plündern. Ein Bruchteil der Reserven kann ohne Stabilitätsverlust ratenweise mobilisiert werden, um daraus einen Bildungsfonds zu speisen. Dieser kann mit seinen Erlösen Investitionen mit nachhaltiger Wirkung finanzieren, insbesondere für den Ausbau der öffentlichen Bildungs-Infrastruktur. Den Investitionsstau der Kommunen zu beseitigen und öffentliche Aufträge für den ersten Arbeitsmarkt zu vergeben ist eine notwendige Ergänzung von Hartz IV. Bei Instandhaltung und Modernisierung von Bildungseinrichtungen müssen Länder und Kommunen zusätzlich beschäftigungs-intensiv investieren.  

Darüber hinaus wären eingesparte Subventionen durch Streichung der Eigenheimzulage geeignet, Investitionen in öffentliche Infrastruktur der Kommunen zu finanzieren.  

2.

Aufkommensneutrale Spreizung der Mehrwertsteuer. Die Chancen beschäftigungs-intensiver Unternehmen am Markt sind zu erhöhen; ungerechtfertigte Begünstigungen sind abzubauen. Deshalb: Halber MwSt-Satz für Handwerksleistungen, halber Satz für Anbieter von umweltschonenden Verkehrsleistungen wie die Deutsche Bahn; gleichzeitig Aufhebung der Steuerprivilegien für Flugbenzin (mindestens MwSt-Pflicht für Auslandsflüge) und für Geländewagen (bei Kfz-Steuer), Anhebung der Umsatzsteuer für Luxusgüter auf europäisches Niveau.

3.

Öffentlich geförderte Beschäftigung ausweiten. Neben öffentlichen Aufträgen für den ersten Arbeitsmarkt und steuerlichen Entlastungen für beschäftigungsintensive Betriebe muss der öffentliche Beschäftigungssektor massiv ausgebaut werden. Das„Mozart“-Modell und vergleichbare Instrumente aktiver Arbeitsmarktpolitik müssen dazu flächendeckend angewendet werden. Kommunen und Beschäftigungsgesellschaften sollen deshalb mit der Arbeitsagentur des Bundes noch in diesem Jahr konkrete Pläne erstellen, wie die derzeit 300.000 öffentlich geförderten Beschäftigungen im nächsten Jahr auf 600.000 verdoppelt werden können. 

Dazu bedarf es dreierlei Vorleistungen: Der Bund muss die erforderlichen (und zugesagten) Milliarden ohne finanzielle Forderungen an die Kommunen bereitstellen. Die Arbeitsagentur muss den Städten bzw. ihren Beschäftigungsgesellschaften frühzeitig Sicherheit bei der Finanzierung der zusätzlichen Stellen geben. Die Kommunen dürfen ihren Beschäftigungsgesellschaften nicht mit dem Hinweis auf fehlende Mittel vorzeitig kündigen.

4.

„Neuer Sozialvertrag 2004“. Ziel ist es, Beschäftigungseffekte mit Verbesserung der sozialen Infrastruktur und mit Stärkung der freien Träger zu verknüpfen. Ein Dreiecksgeschäft zwischen Bund, DPW und Kommunen. Die Sozialverbände übernehmen von der Arbeitsagentur Arbeitslose für ihre Betreuungs- und Pflegedienste (Beispiel Caritas und Arbeiterwohlfahrt. Alle anderen sollten folgen.) Dazu sollte möglichst schnell eine große Konferenz aus Bundesregierung, Städtetag, Deutscher Städte- und Gemeindebund, DPW einberufen werden.

V.
Solidarische Bürgerversicherung – für bezahlbare Gesundheit

Die Patienten erbringen bereits laufend ihren Konsolidierungsbeitrag. Wenn das Gesundheitswesen aber dauerhaft finanzierbar bleiben soll, dann muss die große Strukturreform kommen. Jetzt ist der Blick auf das Beitrags- und Kassensystem zu richten. 

Das neue Beitragssystem muss in sich ausgewogen und sozial gerecht ausgestaltet sein. Es darf nicht für Vermögende gebaut sein, um die einkommensschwachen Gruppen erneut zu Zuschussempfängern zu machen. Eine Kopfpauschale mit einem staatlichen Zuschuss für „Bedürftige“ ist deshalb abzulehnen. 

Ziel ist die solidarische Bürgerversicherung, in die alle Gruppen einschließlich Beamte und Selbständige einzahlen und bei der alle Einkommensarten für die Bemessung des prozentualen Beitrags heranzuziehen sind. Ebenso wie der Staat sind auch die öffentlich-rechtlichen Versicherungen nur finanzierbar, wenn sie auch von den einkommensstarken Gruppen getragen werden. Allerdings muss irgendwo eine Bemessungsgrenze greifen, von der ab die Beiträge nicht weiter steigen. Die Kranken-versicherung ist keine Steuer und darf auch nicht als Vermögensteuerersatz dienen.

Im Zuge des Systemwechsels müssen zudem die Kosten und Abrechnungsverfahren transparenter werden. Die bereits geltende Gesundheitsreform erlaubt den Krankenkassen erstmals, nicht mehr nur mit der kassenärztlichen Vereinigung zu verhandeln, sondern auch Verträge mit einzelnen Arztgruppen und Apotheken zu schließen. Diese Möglichkeiten sind auszubauen. Die finanzielle Schieflage der Kassen verlangt auch, die rechtlichen Beschränkungen für eine Fusion von Krankenkassen zu lockern. 

Gesundheitsförderung und Prävention müssen zu einer eigenständigen Säule im Gesundheitswesen ausgebaut werden.

VI.

Zweite Bildungsoffensive jetzt starten

In Ländern mit einer umfassenden Ganztagsbetreuung von Kindern (Frankreich, Norwegen) gehen Frauen früher in den Beruf zurück als in Deutschland. Mütter in diesen Ländern arbeiten im internationalen Vergleich öfter und haben zugleich auch mehr Kinder. Der Zusammenhang zwischen ausgebauter Infrastruktur für Kinderbetreuung, hoher Frauenerwerbsquote und einer damit insgesamt geringeren Arbeitslosigkeit ist offenkundig. Arbeitsmarktpolitik ist deshalb mit weiteren bildungs- und familienpolitischen Reformen sinnvoll zu verknüpfen. Zum Vorteil der Kinder und der alleinerziehenden Frauen. 

Nach dem Ganztagsschulprogramm (und der von der Union verantwortungslos verzögerten Spitzenförderung für die Hochschulen) muss jetzt eine mutige zweite Bildungsoffensive folgen. Sie muss zum Ziel haben, Kinder von Geburt an in Krippen, Kitas und Grundschulen ganztägig betreuen zu können (Kita-Pflicht ab drei Jahren erscheint derzeit nicht erfüllbar) und den Müttern eine schnellere Rückkehr in den Beruf zu ermöglichen. Die Kosten für ein solches Programm von 12 Mrd. € jährlich sind Zukunftsinvestitionen nicht nur in die Bildung der Kinder. Wenn alle Frauen, die dies wünschen, nach der Geburt ihres Kindes wieder arbeiten würden, könnten die öffentlichen Haushalte  - so Berechnungen des DIW -  15 Mrd. € mehr Steuern und Sozialabgaben einnehmen.

Vor allem in diesen Zusammenhang gehört die Forderung nach Aufhebung des überkommenen Ehegattensplittings. Die steuerliche Begünstigung des Ehepaars mit dem viel verdienenden Ehemann und der nicht verdienenden (Haus-)Frau behindert eine Erhöhung der Frauenerwerbsquote. Die Abschaffung des Ehegattensplittings ist als Teil der Strategie zu verstehen, künftig stärker die Kinderbetreuung zu fördern und dafür Steuersubventionen abzubauen. 

VII.

Gerechtigkeit ist mehr als Chancengerechtigkeit

Der Umbau des Sozialstaats kann nur gelingen, wenn ein gesellschaftlicher Konsens über die Grundlinien der Reformen entsteht. Akzeptiert werden sie nur, wenn sie dem Gerechtigkeitsempfinden einer Mehrheit entsprechen. Ohne einen zusätzlichen Beitrag der Vermögenden für das Gemeinwesen ist diese Akzeptanz nicht herzustellen. Die Reformagenda muss um eine gerechtigkeitsstiftende Steuer ergänzt werden. 

Deutschland hat im internationalen Vergleich eine der niedrigsten Steuerquoten im Umgang mit großen Vermögen. Zusammengefasst ergeben Vermögensteuer, Erbschaft- und Schenkungsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grundsteuer und Grunderwerbsteuer in der EU einen Durchschnittswert von 2,0 % des Bruttoinlandsprodukts, in der OECD 1,9 %, in Deutschland 0,9 % des BIP.

Der Anteil der Kapital-, Unternehmens- und Gewinnsteuern am Gesamtsteuer-aufkommen sinkt ständig – ein wesentlicher Grund für die Krise der öffentlichen Haushalte. Die Einkommensverteilung in Deutschland zeigt eine sich weiter öffnende Schere zwischen den anwachsenden großen Vermögen und der zunehmenden Zahl von Haushalten an oder unter der Armutsgrenze. Dass Spitzenmanager das 200-fache (und mehr) eines Arbeiters verdienen, ist nur die derzeit augenfälligste Fehlentwicklung. 

Verteilungsgerechtigkeit ist keine Verirrung der siebziger Jahre. Sie verlangt, dass alle Gruppen der Gesellschaft ihren angemessenen Anteil an der Wertschöpfung erhalten. Und dass alle Gruppen ihren angemessenen Beitrag zur Finanzierung des Gemein-wesens leisten. Wer die Leistungskraft des Sozialstaats wiederherstellen will, muss auch eine angemessene Besteuerung größer Vermögen und den Abbau von ungerechtfertigten steuerlichen Privilegien durchsetzen. 

Deshalb muss die Reform der Erbschaftsteuer zur Anpassung an internationale Standards (mit großzügigen Freibeträgen für das Einfamilienhaus und für Betriebs-vermögen) kommen. Sie muss gerade wegen der CDU-Ablehnungsfront erneut auf die Tagesordnung. Schleswig-Holstein hat die Gesetzesinitiative gemeinsam mit Berlin eingebracht.  

VIII.

Handlungsspielräume zurückgewinnen durch internationale Kooperation
Wenn es um die Sicherung der sozialen Systeme geht, ist die staatliche Souveränität zunehmend beschränkt durch wirtschaftliche Macht. Dem Druck auf Sozialstandards und Einkommensverhältnisse durch die globale Konkurrenz haben Nationalstaaten nur wenig entgegenzusetzen. Da die Menschen aber von ihrer Regierung die Lösung der sozialen Probleme erwarten, droht eine ernste Legitimationskrise staatlicher Politik. Sie zeichnet sich seit längerem ab und verschärft sich spürbar in der aktuellen Diskussion um die Hartz-Gesetze. 

Die SPD muss Klarheit über Bedingungen staatlichen Handelns in der vernetzten Welt schaffen. Nur Kooperation macht stark. Unter den Bedingungen globaler Risiken liegt die einzige Chance in internationaler Organisation. Nur mit internationaler Abhängigkeit und Übertragung von Souveränitätsrechten lassen sich staatliche Handlungsspielräume gegenüber der hochmobilen Weltwirtschaft zurückgewinnen. Wer nationale Lösungen vorspiegelt, wird die Legitimationskrise und damit die Abkehr vom Staat nicht aufhalten, sondern verstärken. . 

Die SPD muss viel offensiver erklären, dass mit transnationaler Abhängigkeit nichts verloren, sondern viel gewonnen ist. Nur regelverändernde zwischenstaatliche Abkommen können den Sozialstaat auf Dauer sichern.

Die Liste dieser Agenda ist lang. Nur ein Beispiel ist – anstelle hilfloser Appelle an 

den Patriotismus der Konzernvorstände - die Angleichung der Unternehmenssteuern in der EU. Ein erster Schritt wären einheitliche Bemessungsgrundlagen europaweit. Für einen fairen Wettbewerb innerhalb der EU ist insbesondere die Körperschaftsteuer weitgehend zu harmonisieren und damit dauerhaft zu stabilisieren. Ein weiteres Beispiel ist die Besteuerung von Kapitalverkehr, die ebenfalls international geregelt werden muss. 

IX.

Öffentlichkeit politisieren – Chancen für Kampagnen nutzen

Die großen Zukunftsaufgaben sind nur noch international zu lösen. Aber auch die EU muss dem richtigen Programm folgen. Der Verfassungsvertrag ist dafür eine akzeptable Grundlage. Die SPD muss ihn als Plattform für eine Repolitisierung der Öffentlichkeit nutzen. Es gibt die große Chance, zu einer Demokratisierung Europas zu kommen. Wir müssen Mut haben, ebenso wie Jacques Chirac dieses große Projekt mit den Bürgerinnen und Bürgern zu starten. Das kann Orientierung geben und gegen die Legitimationskrise helfen. Die Wahlbürger/innen müssen genauer als bisher wissen, welche Souveränitätsrechte auf die internationale Organisation EU übergehen. Nur dann werden sie sich auch mehr als bisher mit ihr identifizieren. Lassen wir uns die Chance nicht entgehen, die Menschen mit einer großen Kampagne für das Europa der Zukunft zu begeistern und sie gemeinsam mit den Franzosen 2005 in einer gleichzeitigen Abstimmung entscheiden zu lassen. 

Eine Kampagne „Neues Europa“ oder „Neue Verfassung“ wird erfolgreich sein, weil die Deutschen bereits jetzt die Vorteile der Europäischen Integration erkennen. Die nötige GG-Änderung ist auch als Maßnahmegesetz möglich. Eine langwierige Debatte über den Volksentscheid im allgemeinen ist nicht nötig und wäre eher hinderlich. Über eine offensive Europa-Kampagne kann die SPD soziale Kompetenz neu gewinnen. Ein Plebiszit über den Vertrag ist außerdem eine vertrauensbildende Maßnahme vor allem für die Koalition. Zudem ist die Volksabstimmung strategisch sinnvoll: Die Bundes-regierung kann 2005 eine große Abstimmung gewinnen. Die Opposition kann in der Sache nicht dagegen sein. 

